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er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Allein vertrieh: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Zuckersteuergesetz vom 26. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1251) in der zur 
Zeit geltenden Fassung wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Zucker (Rübenzucker, Stärkezucker 
und Zucker von der chemischen Zusam- 
mensetzung dieser Zuckerarten), der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes mit Aus- 
nahme der Zollausschlüsse (Erhebungs- 
gebiet) her gestellt oder in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt wird, unterliegt einer 
Abgabe (Zuckersteuer). Die Zuckersteuer 
ist Verbrauchsteuer im Sinne der Reichs- 
abgajbenordnung.“ 

2. In § 2 werden die Worte „in das Inland“ 
ersetzt durch „in das Erhebungsgebiet“. 

3. In § 3 

a) werden im Absatz 1 die Worte „26,50 
Deutsche Mark“ ersetzt durch „10,50 
DM“, 

b) werden im Absatz 5 die Worte „von 
27,45 DM“ ersetzt durch „in Höhe von 
9 / 10 “ und die Worte „von 12,20 DM“ 
ersetzt durch „in Höhe von %o der 
Zuckersteuer“. 

4. Nach § 12 wird folgender § 13 neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 

§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 


1. die Begriffe des § 1 Abs. 1, 2 und 3 und 
der §§ 4 und 5 zu erläutern, in den Frei- 
häfen den Verbrauch von unversteuer- 
tem Zucker und den Verbrauch von Wa- 
ren, bei deren Ausfuhr die Steuer für 
den bei ihrer Herstellung verwendeten 
Zucker erlassen oder vergütet worden 
ist, zu verbieten und Zollausschlüsse (§ 5 
des Zollgesetzes) in das Erhebungsgebiet 
einzubeziehen, 

2. die zur Ermittlung des Reinheitsgrades 
von Rübenzuckererzeugnissen und von 
Stärkezucker erforderlichen Bestimmun- 
gen zu erlassen (§ 3), 

3. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 6) und die Entrichtung der Steuer 
(§ 7) zu bestimmen, 

4. die Vorschriften zur Durchführung der 
§§ 10 und 11 zu erlassen und die in 
§§ 191 und 192 der Reichsabgabenord- 
nung vorgesehenen Bestimmungen zu 
treffen.“ 

Artikel 2 

Hersteller von Zucker sowie Zuckerhändler, 
die am Tage des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes mindestens dreihundert Kilogramm 
versteuerten Zucker auf Lager haben, erhal- 
ten die Zuckersteuer nach Maßgabe der durch 
dieses Gesetz gesenkten Steuersätze erstattet. 
Zum Lagerbestand der Hersteller von Zucker 
sowie der Zuckerhändler gehört auch der 
Zucker, der am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes nachweislich für sie unterwegs ist. 
Die näheren Bestimmungen trifft der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung. 
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Artikel 3 

Das Umsatzsteuergesetz vom 1. September 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 791) in der zur 
Zeit geltenden Fassung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Hinter § 14 werden folgende Vorschriften 
eingefügt: 

„Zuschlag zur Umsatzsteuer 
§ 14 a 

(1) Ein Zuschlag zur Umsatzsteuer wird 
erhoben 

1. auf die Lieferungen zuckerhaltiger Ge- 
genstände durch einen Unternehmer, der 
diese herstellt oder unter Zusatz von 
Zucker im Sinne des § 1 des Zucker- 
steuergesetzes bearbeitet oder verarbeitet 
hat; 

2. auf die Einfuhr zuckerhaltiger Gegen- 
stände (Zuschlag zur Ausgleichssteuer). 

(2) Zuckerhaltige Gegenstände im Sinne 
dieser Vorschrift sind: 

1. Kunsthonig, auch mit natürlichem Honig 
gemischt, aus Nr. 1702 des Zolltarifs; 

2. Zuckerwaren der Nr. 1704 des Zoll- 
tarifs; 

3. Kakaopulver, gezuckert, der Nr. 1805-B 
des Zolltarifs; 

4. Schokolade und Schokoladewaren, aus- 
genommen gefüllte Schokolade, aus 
Nr. 1806 des Zolltarifs; 

5. Gefüllte Schokolade (z. B. Kremschoko- 
lade, Marzipanschokolade, Nugatschoko- 
lade, Krokantschokolade, Trüffelschoko- 
lade, überzogene Pralinen) aus Nr. 1806 
des Zolltarifs; 

6. Pfefferkuchen der Nr. 1908-A des Zoll- 
tarifs; 

7. Biskuitwaren (Keks) der Nr. 1908-B-2 
Bes Zolltarifs; 

8. Waffeln aus Nr. 1908-C des Zolltarifs; 

9. Konfitüren, Gelees, Marmeladen, Mus 
und Pasten aus Früchten, eingekocht, 
mit Zuckerzusatz aus Nr. 2005 des Zoll- 
tarifs. 

(3) Der Zuschlag beträgt 16 Deutsche 
Mark je 100 kg des in den zuckerhaltigen 
Gegenständen enthaltenen Zuckers (Zucker- 
gehalt). 

(4) Als Zuckergehalt sind folgende Hun- 
dertteile des Gewichts der zuckerhaltigen 
Gegenstände anzunehmen: 


1. Bei Kunsthonig aus Nr. 1702 'des Zoll- 
tarifs 80 vom Hundert; 

2. bei Waren ganz aus Zucker, auch mit 
Zusatz von Aroma-, Geschmacks- und 
Farbstoffen aus Nr. 1704 des Zolltarifs 
90 vom Hundert, bei den übrigen 
Zuckerwaren der Nr. 1704 70 vom 
Hundert; 

3. bei Kakaopulver, gezuckert, der Nr. 
1805-B 'des Zolltarifs 50 vom Hundert; 

4. bei Schokolade und Schokoladewaren, 
ausgenommen gefüllte Schokolade aus 
Nr. 1806 des Zolltarifs 40 vom Hundert; 

5. bei gefüllter Schokolade aus Nr. 1806 
des Zolltarifs 60 vom Hundert; 

6. bei Pfefferkuchen der Nr. 1908-A des 
Zolltarifs 40 vom Hundert; 

7. bei Biskuitwaren (Keks) der Nr. 1908-B-2 
des Zolltarifs 25 vom Hundert; 

8. bei Waffeln aus Nr. 1908-C des Zoll- 
tarifs 30 vom Hundert; 

9. bei Konfitüren, Gelees, Marmeladen, 
Mus und Pasten aus Früchten, einge- 
kocht, mit Zuckerzusatz aus Nr. 2005 
des Zolltarifs 50 vom Hundert. 

Weist ein Unternehmer nach, daß die von 
ihm gelieferten zuckerhaltigen Gegenstände 
einen niedrigeren Zuckergehalt haben, so ist 
dieser der Berechnung des Zuschlags zu- 
grunde zu legen. 

Befreiung 
§ 14 b 

(1) Der Zuschlag zur Umsatzsteuer nach 
§ 14 a Abs. 1 Ziff. 1 wird nicht erhoben 
bei Unternehmern, die im vorangegan- 
genen Kalenderjahr nicht mehr als 
10 000 kg Zucker erworben haben. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
zur Vermeidung von Härten bei Unter- 
nehmern, die im vorangegangenen Kalen- 
derjahr nicht mehr als 12 000 kg Zucker 
erworben haben, den Zuschlag zur Umsatz- 
steuer nach § 14 a Abs. 1 Ziff. 1 gestaffelt 
bis auf ein Viertel zu ermäßigen. 

Berechnung des Zuschlags 
zur Umsatzsteuer 

§ 14 c 

(1) Bei der Berechnung des Zuschlags zur 
Umsatzsteuer nach § 14 a Abs. 1 Ziff. 1 ist 
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von dem Gesamtgewicht des Zuckergehalts 
der zuckerhaltigen Gegenstände auszu- 
gehen, die der Unternehmer im Laufe 
eines Kalenderjahres geliefert hat. § 11 
Abs. 1 Sätze 2 bis 4 sind entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Hat ein Unternehmer zur Herstellung, 
zur Bearbeitung oder zur Verarbeitung 
zuckerhaltiger Gegenstände andere zucker- 
haltige Gegenstände verwendet, so Ist er 
berechtigt, von dem von ihm nach § 14 a 
Abs. 1 Ziff. 1 zu entrichtenden Zuschlag 
zur Umsatzsteuer die Zuschlagsbeträge ab- 
zusetzen, die für die Einfuhr oder eine Vor- 
lieferung -der verwendeten zuckerhaltigen 
Gegenstände nachweislich entrichtet worden 
sind. 

(3) Der Zuschlag zur Umsatzsteuer nach 
§ 14 a Abs. 1 Ziff. 2 wird für jeden einzelnen 
zuschlagspflichtigen Vorgang berechnet. 

Voranmeldung, Vorauszah- 
lung und Veranlagung 

S 14 d 

Der Unternehmer hat in einer Anlage 
zu der von ihm nach § 13 abzugebenden 
Voranmeldung die zuckerhaltigen Gegen- 
stände nach Art und Gewicht anzugeben, 
die er im abgelaufenen Voranmeldungszeit- 
raum geliefert hat. Er hat gleichzeitig eine 
Vorauszahlung auf den Zuschlag zur Um- 
satzsteuer zu entrichten, die dem Zucker- 
gehalt dieser zuckerhaltigen Gegenstände 
entspricht. § 13 Abs. 2 und 3 und § 14 c 
Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden.“ 

2. a) § 15 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Auf die Ausgleichsteuer und den 
Zuschlag zur Ausgleichsteuer sind die 
Vorschriften der Reichsabgäbenordnung 
über Verbrauchsteuern anzuwenden.“ 

b) In § 15 Abs. 2 ist hinter den Worten 
„Bei der Ausgleichsteuer“ einzufügen 


„und dem Zuschlag zur Ausgleich- 
steuer“. 

Artikel 4 

Der Unternehmer, der nach § 14 a Ahs. 1 
Ziff. 1 des Umsatzsteuergesetzes einen Zu- 
schlag zur Umsatzsteuer zu entrichten hat, 
kann im ersten Veranlagungszeitraum nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes von dem der 
Berechnung des Zuschlags zugrunde zu legen- 
den Gesamtgewicht des Zuckergehalts (§ 14 c 
Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes) das Gewicht 
des Zuckers absetzen, den er am Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes auf Lager hatte; 
das gleiche gilt für das Gewicht des Zucker- 
gehalts der zuckerhaltigen Gegenstände, die 
der Unternehmer am Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes auf Lager hatte. 

Artikel 5 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Zuckersteuer- 
gesetzes und der zu dem Zuckersteuergesetz 
erlassenen Durchführungsverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Paragra- 
phenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
lei tungsgesetzes. 

Artikel 7 

Artikel 2 Satz 3 dieses Gesetzes tritt am Tage 
nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft. 

Im übrigen tritt das Gesetz am 1956 in 

Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemein 

Die Bundesregierung schlagt aus Anlaß der 
konjunkturpolitischen Lage, um den Zucker- 
preis zu ermäßigen, vor, die Zuckersteuer 
für Rüben- (Rohr-) Zucker von 26,50 DM um 
16 DM auf 10,50 DM für einen Doppelzent- 
ner zu senken. Als Folge dieser Senkung ist 
es erforderlich, auch die Steuer für Stärke- 
zucker herabzusetzen, dessen steuerliche Be- 
lastung in einem bestimmten Verhältnis zur 
Höhe der Steuer für Rüben- (Rohr-) Zucker 
steht. Durch das Gesetz wird die frühere 
Steucrrelation wieder hergestellt, nach der 
die Steuer für Stärkezucker je nach dem Rein- 
heitsgrad 9/10 bzw. 4/10 der Zuckersteuer 
von künftig 10,50 DM beträgt. 

Die Änderung des Zuckersteuergesetzes läßt 
es zweckmäßig erscheinen, einige andere 
dringend gewordene Gesetzesänderungen 
durchzuführen (Artikel 1 Nr. 1, 2 und 4). 

Es ist zweifelhaft, ob die Zuckersteuersen- 
kung sich auch in den Preisen der Erzeugnisse 
der zuckerverarbeitenden Industrie auswir- 
ken wird, da für diese Gegenstände im Ge- 
gensatz zum Zucker keine Preisbindungen 
bestehen. Deshalb soll bei der zuckerverarbei- 
tenden Industrie die durch die Zuckersteuer- 
senkung eintretende Preisverbilligung für 
Zucker durch einen Zuschlag zur Umsatz- 
steuer auf die Lieferungen zuckerhaltiger 
Gegenstände wieder abgeschöpft werden. Zu 
diesem Zweck sollen die in Artikel 3 genann- 
ten §§ 14 a bis 14 d in das Umsatzsteuer- 
gesetz eingefügt werden. 

II. Gesetzesbestimmungen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 

Durch die Neufassung des § 1 Abs. 1 und 
des § 2 des Zuckersteuergesetzes wird nach 
dem Vorbild des Mineralölsteuergesetzes vom 
21. Mai 1953 (BGBl. I S. 234) die Rechts- 
grundlage dafür geschaffen, auch den aus der 
sowjetischen Besatzungszone in das Gebiet 
der Bundesrepublik verbrachten Zucker mit 
der Zuckersteuer zu belegen. Die bisherigen 
besatzungsrechtlichen Anordnungen, die es 
ermöglichten, die Zuckersteuer auch für die- 
sen Zucker zu erheben, sind damit künftig 
entbehrlich. Auch in der sowjetischen Besat- 
zungszone sind verbrauchsteuerbare Waren, 
die dorthin im innerdeutschen Handel ein- 
gcbracht werden, neuerdings der Verbrauchs- 
besteuerung unterworfen. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

Der neue § 13 des Zuckersteuergesetzes gibt 
dem Bundesminister der Finanzen die bisher 
fehlende Ermächtigung zur Änderung der 
Durchführungsbestimmungen. Diese Ermäch- 
tigung ist erforderlich, um die Durchfüh- 
rungsbestimmungen den jeweiligen Bedürf- 
nissen anzupassen. 

Zu Artikel 2 

Die Begrenzung der erstattungsfähigen Zuk- 
kermenge auf 300 kg — das entspricht einem 
Steuerbetrag von 48 DM — soll eine schnelle 
und reibungslose Durchführung des Erstat- 
tungsverfahrens gewährleisten. 

Zu Artikel 3 Ziff. 1 

Nach § 14 a Abs. 1 Ziff. 1 soll der Zuschlag 
zur Umsatzsteuer auf die Lieferungen zuk- 
kerhaltiger Gegenstände erhoben werden, 
die ein Unternehmer hergestellt oder unter 
Zusatz von Zucker bearbeitet oder verarbei- 
tet hat. Um die inländischen Hersteller von 
zuckerhaltigen Gegenständen nicht wettbe- 
werbsmäßig zu benachteiligen, soll der Zu- 
schlag zur Umsatzsteuer nach § 14 a Abs. 1 
Ziff. 2 auch auf die Einfuhr zuckerhaltiger 
Gegenstände erhoben werden (Zuschlag zur 
Ausgleichsteuer). 

5 14 a Abs. 2 enthält eine erschöpfende Auf- 
zählung der Gegenstände, die als zuckerhal- 
tige Gegenstände im ömne dieses Gesetzes 
gelten sollen. 

Nach § 14 a Abs. 3 beträgt der Zuschlag zur 
Umsatzsteuer 16 DM je 100 kg des in 
den zuckerhaltigen Gegenständen enthal- 
tenen Zuckers. Er entspricht damit der 
durch die Zuckersteuersenkung eingetretenen 
Preisverbilligung des Zuckers. 

Da es nicht möglich ist, den Zuckergehalt 
jeder einzelnen zuckerhaltigen Ware der 
Menge nach festzustellen, werden in § 14 a 
Abs. 4 in Anlehnung an § 6 Abs. 3 der 
Durchführungsbestimmungen zum Zucker- 
steuergesetz Pauschsätze für den Zuckergehalt 
der einzelnen Arten zuckerhaltiger Gegen- 
stände festgelegt. Die Unternehmer haben 
jedoch das Recht, einen etwas niedrigeren 
Zuckergehalt nachzuweisen. 

Durch die Freigrenze in § 14 b Abs. 1 wer- 
den kleinere Unternehmer von der Entrich- 
tung des Zuschlags zur Umsatzsteuer befreit. 
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Die in § 14 b Abs. 2 enthaltene Ermächtigung 
soll es dem Bundesminister der Finanzen er- 
möglichen, Härten, die sich bei der Über- 
schreitung der Freigrenze ergeben, dadurch 
zu mildern, daß nicht sofort der volle Zu- 
schlag erhoben wird. 

§ 14 c Abs. 1 regelt die Berechnung des Zu- 
schlags zur Umsatzsteuer und schließt sich in 
steuertechnischer Hinsicht eng an § 11 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes an. 

Um in den Fällen, in denen ein Unterneh- 
mer aus erworbenen, also bereits mit dem 
Zuschlag zur Umsatzsteuer belasteten zuk- 
kerhaltigen Gegenständen andere zuckerhal- 
tige Gegenstände herstellt, eine notwendige 
Belastung des Zuckergehalts zu vermeiden, 
gibt § 14 c Abs. 2 solchen Unternehmern die 
Möglichkeit, den von ihnen zu entrichtenden 
Zuschlag zur Umsatzsteuer um die Zuschlags- 
beträge zu kürzen, mit denen die Vorpro- 
dukte belastet sind. 

§ 14 c Abs. 3 regelt die Berechnung des Zu- 
schlages zur Ausgleichsteuer genau so wie § 11 
Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes die Berech- 
nung der Ausgleichsteuer. 

§ 14 d regelt das Voranmeldungs- und Vor- 
auszahlungsverfahren für den Zuschlag zur 
Umsatzsteuer. Es entspricht in steuertechni- 
scher Hinsicht dem Umsatzsteuervoranmel- 
dungs- und -vorauszahlungsverfahren nach 
§ 13 des Umsatzsteuergesetzes. Die zuschlags- 
pflichtigen Unternehmer haben ihre dem Zu- 
schlag zur Umsatzsteuer unterliegenden Lie- 
ferungen in einer Anlage zur allgemeinen 
Umsatzsteuervoranmeldung anzugeben und 


gleichzeitig den entsprechenden Zuschlag zur 
Umsatzsteuer zu entrichten. 

Zu Artikel 3 Ziff. 2 

a) Die Neufassung der Vorschrift dient der 
Klarstellung. 

b) Diese Änderung ist eine notwendige Folge 
der Einführung des Zuschlages zur Aus- 
gleichsteuer. 

Zu Artikel 4 

Durch die Ubergangsregelung in Artikel 4 
soll eine Belastung solcher zuckerhaltiger Ge- 
genstände mit dem Zuschlag zur Umsatz- 
steuer vermieden werden, die unter Verwen- 
dung von Zucker hergestellt wurden, der 
noch mit dem bisherigen höheren Zucker- 
steuersatz besteuert worden ist. 

Zu Artikel 5 

Diese Vorschrift beinhaltet die Ermächtigung 
des Bundesministers der Finanzen, das Zuk- 
kersteuergesetz und die Durchführungsbe- 
stimmungen hierzu in der jeweils geltenden 
Fassung bekanntzugeben. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes. Das vorherige Inkrafttreten von 
Artikel 2 Satz 3 dieses Gesetzes ist erforder- 
lich, um die vorgesehene Verordnung über 
die Erstattung und Vergütung der Zucker- 
steuer rechtzeitig erlassen zu können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 2 

In Artikel 2 Satz 1 und Satz 2 sind hinter 
den Worten „Hersteller von Zucker“ die 
Worte „ , Zucker verarbeitende Betriebe“ 
bzw. (in Satz 2) „der Zucker verarbeitenden 
Betriebe“ einzufügen. 

Begründung 

Durch die Streichung der Artikel 3 und 4 
des Entwurfs wird es erforderlich, die Zucker 
verarbeitenden Betriebe den Herstellern von 
Zucker und den Zuckerhändlern bezüglich 
der Erstattung der Zuckersteuer gleichzustel- 
len. 

2. Zu Artikel 3 und 4 

Artikel 3 und 4 sind zu streichen. 
Begründung 

Eine einigermaßen gerechte Abgrenzung der 
zuschlagpflichtigen Erzeugnisse von zuschlag- 
freien zuckerhaltigen Erzeugnissen läßt sich 

kaum durchführen. Der Katalog in Artikel 3 
k i a ~ TTC*-r^\ — nrv:i 
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der unter Zuckerverwendung hergestellten 
Waren. Der vorgesehene (neue) § 14 b UStG 
befreit solche Unternehmer von der Zu- 
schlagspflicht, die nicht mehr als 10 000 kg 
Zucker im Jahr erworben haben und würde 
damit (ungeachtet der Härteklausel in § 14 b 
Abs. 2) zu einer ungleichmäßigen Behandlung 
der einzelnen Betriebsgrößenklassen führen. 
Darüber hinaus ist zu befürchten, daß die 
betroffenen Industriezweige sich veranlaßt 


sehen, den Zuckeranteil in ihren Erzeugnis- 
sen zu senken, um dadurch dem Zuschlag 
auszuweichen oder ihn zu verringern. Es er- 
gibt sich hieraus eine unterschiedliche Be- 
handlung der einzelnen Branchen, die den 
Wettbewerb zwangsläufig verschieben und 
sich vermutlich auch in einer Minderung der 
Qualität zu Lasten des Verbrauchers auswir- 
ken würde. 

Es kommt hinzu, daß eine Steigerung des 
Zuckerkonsums, was den Mundzucker anbe- 
langt, nur noch in beschränktem Umfang 
möglich sein dürfte. Der Zuckerverbrauch 
über die Süßwaren und sonstigen zuckerhal- 
tigen Erzeugnisse erscheint dagegen noch 
steigerungsfähig. Die Einführung eines Zu- 
schlages zur Umsatzsteuer würde diese Mög- 
lichkeit entscheidend beeinträchtigen. 
Schließlich muß festgestellt werden, daß u. a. 
die in dem Katalog des neuen § 14 a UStG 
aufgeführten zuckerhaltigen Erzeugnisse 
Marmelade und Kunsthonig für breite Be- 
vülkei uiigssuiiuilexi uixi billiges Broiauisiridi- 
mittel darstellen. Die Senkung der Zucker- 
steuer würde für diese Erzeugnisse eine Her- 
absetzung des Verbraucherpreises bis zu 
0,10 DM je V 2 kg ermöglichen und damit 
gerade den Bedürftigen zugute kommen. Es 
ist nicht zu befürchten, daß eine derartige 
Preissenkung den Verbrauchern vorenthalten 
wird, da der starke Wettbewerbsdruck die 
V erarbeitungsindustrie zur Weitergabe 

zwingt. 


7 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu denÄnderungsvorschlägen desBundesrates 


Zu den vom Bundesrat in seiner 153. Sitzung 
am 10. Februar 1956 beschlossenen Ände- 
rungsvorschlägen wird wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

Zu Nr. 1 

Da die Bundesregierung der Streichung der 
Artikel 3 und 4 des Gesetzentwurfs nicht zu- 
stimmt, erübrigt sich auch die vorgeschlagene 
Änderung des Artikels 2. 

Zu Nr. 2 

Die Bundesregierung hält die vom Bundes- 
rat gegen den Zuschlag zur Umsatzsteuer 
nach Artikel 3 und 4 erhobenen Bedenken 
nicht für so schwerwiegend, daß sie seine 
Streichung rechtfertigen konnten. Die nach 
Artikel 3 des Entwurfs zuschlagspflichtigen 
Erzeugnisse decken sich mit den zuckerhalti- 
gen Waren, von denen nach § 6 der Durch- 
führungsbestimmungen zum Zuckersteuer- 
gesetz bei der Einfuhr die Zuckersteuer er- 
hoben wird bzw. deren Zuckerbesteuerung 
bei der Einfuhr von den beteiligten Wirt- 
schaftskreisen beantragt wurde. Damit dürf- 
ten die wichtigsten zuckerhaltigen Erzeug- 
nisse erfaßt sein, bei denen der Preisanteil 
des in ihnen enthaltenen Zuckers nidit nur 
von untergeordneter Bedeutung ist. 

Von dem Zuschlag nicht erfaßt sind insbe- 
sondere die zum alsbaldigen Verbrauch be- 
stimmten zuckerhaltigen Backwaren (Kuchen, 
Torten usw.). Durch ihre Freistellung soll zu- 
sammen mit der im Entwurf vorgesehenen 
Freigrenze von 10 000 kg die FFeranziehung 
der großen Zahl kleiner Bäckereien und Kon- 
ditoreien zum Zuschlag vermieden werden. 

Die Befürchtungen des Bundesrates, bei Er- 
hebung des Zuschlags werde eine Qualitäts- 
minderung bei den erfaßten Erzeugnissen 
eintreten, werden von der Bundesregierung 
mit Rücksicht auf den bestehenden Wett- 
bewerb nicht geteilt. Eine Steigerung des 
Zuckerverbrauchs über die Süßwaren und 


sonstigen zuckerhaltigen Erzeugnisse könnte 
nur dann erwartet werden, wenn die Zucker- 
steuersenkung sich auch in den Preisen dieser 
Waren voll auswirken würde. Gerade davon 
ist die Bundesregierung jedoch noch nicht 
überzeugt. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß es 
sich bei dem Zuschlag zur Umsatzsteuer nidit 
um eine zusätzliche Belastung der zuckerhal- 
tigen Erzeugnisse handelt. Durch den Zu- 
schlag soll vielmehr dem schon bei der Kon- 
junkturdebatte in Berlin von allen Fraktio- 
nen des Bundestages gebilligten Grundge- 
danken Rechnung getragen werden, daß eine 
Verbrauchsteuersenkung ausschließlich den 
Verbrauchern zugute kommen soll. Bei 
Nichterhebung des Zuschlags ist zu befürdi- 
ten, daß der Süßwarenindustrie durch die 
Zuckersteuersenkung ein nidit gerechtfertig- 
ter Gewinn von etwa 70 bis 80 Mio DM ent- 
steht. Dieser könnte durch den Zuschlag 
wenigstens zum Teil wieder abgeschöpft wer- 
den. Die Bundesregierung würde jedoch auf 
der Erhebung des Zuschlags nidit bestehen, 
wenn sich Wege finden lassen, die ihn ver- 
meidbar machen würden. Die bis jetzt von 
den Verbänden der Süßwarenindustrie ab- 
gegebenen Erklärungen, daß die Zucker- 
steuersenkung an die Verbraucher weiter- 
gegeben werde, genügen allerdings nicht. Es 
muß Wert darauf gelegt werden, daß die 
führenden Betriebe der Industrie sich diese 
Erklärungen der Verbände zu eigen machen 
und die von ihnen in Aussicht genommenen 
konkreten Maßnahmen im einzelnen dar- 
legen. Dann konnte sich die Bundesregierung 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens damit begnügen, daß in das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Zuckersteuergeset- 
zes eine Ermächtigung zur Erhebung des Zu- 
schlags zur Umsatzsteuer aufgenommen wird 
für den Fall, daß einzelne Zweige der Süß- 
warenindustrie die Zuckersteuersenkung bei 
der Preiserrechnung ihrer Erzeugnisse nicht 
berücksichtigen. 
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